
Positionspapier
März 2024
Konsument:innen

Digitaler Euro und Euro-Bargeld aus 
konsumentenpolitischer Sicht

COM(2023) 369 

COM(2023) 364



Digitaler Euro und Euro-Bargeld aus konsumentenpolitischer Sicht 2

Zusammenfassende Bewertung

Die AK begrüßt das Vorhaben zur Einführung eines 
digitalen Euros als gesetzlich statuierte Alternative für 
Konsument:innen zu den bereits existierenden zahl-
reichen Zahlungsmitteln, die von privaten Emittenten 
begeben werden. Die AK begrüßt auch den vorge-
schlagenen neuen Rechtsrahmen und das grundle-
gende Bekenntnis zum Euro-Bargeld. Zu betonen ist, 
dass auf eine tatsächliche und rechtlich kohärente 
Ausgestaltung beider Formen des Zentralbankgeldes 
großer Wert zu legen sein wird. 

Der digitale Euro kann unter folgenden Bedingungen 
einen Mehrwert für Konsument:innen darstellen:

• • Offline-Zahlungen sind möglich, zB durch Aufladen 
des digitalen Euros auf einen Datenträger ohne 
Anbindung an einen Zentralrechner einer Bank bzw. 
eines Zahlungssystems.

• • Es kann an beliebigen Orten und zu beliebigen Zeit-
punkten bezahlt werden. 

• • Die umfassende Nutzbarkeit und Akzeptanz des 
digitalen Euros ist sichergestellt – d.h. sehr enge 
Grenzen für Nicht-Akzeptanz durch Händler:innen.

• • Der digitale Euro wirkt inklusiv va in Bezug auf be-
nachteiligte Konsument:innen-Gruppen wie Men-
schen ohne Zahlungskonto oder festem Wohnsitz.

• • Die Privatsphäre wird beachtet: die Europäische 
Zentralbank (EZB) als Emittentin des gesetzlichen 
Zahlungsmittels Euro hat per se kein Interesse an 
der kommerziellen Nutzung von Nutzerdaten, was 
auf die privaten, kommerziell ausgerichteten An-
bieter nicht zutrifft (da Datenhandel monetarisiert 
werden kann).

• • Die Verwendung ist weitgehend kostenlos und somit 
eine echte Alternative zu Kreditkartenzahlungen.

• • Ausreichende Sicherheit gegen Betrug ist gegeben.

Kritisch wird gesehen, dass der Verordnungsentwurf 
zahlreiche vage Bestimmungen enthält sowie die 
Ermächtigung der Kommission, delegierte Rechtsakte 

zu erlassen, etwa im Bereich der Ausnahmen von 
der Annahmepflicht. Darüber ist vorgesehen, dass 
die Europäische Zentralbank (EZB) Maßnahmen zur 
Beschränkung der Nutzung des digitalen Euros als 
Wertaufbewahrungsmittel vorsehen kann. Eine ab-
schließende Beurteilung dieses bedeutenden Projekts 
ist daher kaum möglich. 

AK-Forderungen

• • Die Bereitstellung des digitalen Euros muss so 
gestaltet werden, dass die allgemeine Verfügbarkeit 
und leichte Zugänglichkeit für alle EU-Bürger:innen 
garantiert ist. 

• • Die allgemeine Akzeptanz und der Zugang zu Bar-
geld müssen erhalten bleiben. Die Annahmepflich-
ten sollten in beiden Verordnungen streng und die 
Ausnahmen von der Annahmepflicht eng gefasst 
werden. Ziel muss es sein, die Wahlfreiheit zur Nut-
zung von Zahlungsmitteln zu gewährleisten.

• • Ausnahmen kann es etwa geben, wenn nach der 
Natur des Vertragsverhältnisses Barzahlung nicht 
verkehrsüblich ist, etwa bei wiederkehrenden 
Zahlungen im Rahmen eines Vertragsverhältnisses 
(bspw. Versicherungs- oder Telekomverträge) oder 
beim Onlinekauf.

• • Das Angebot an „Basisdiensten“, die von Zahlungs-
dienstleistern für den digitalen Euro kostenlos 
zur Verfügung gestellt werden müssen, sollte den 
alltäglichen Zahlungsbedarf der Nutzer:innen abde-
cken, online und offline. Auch Lastschriften sollten 
umfasst sein.

• • Der digitale Euro sollte in verschiedenen Formaten 
verfügbar sein, darunter mindestens als mobile 
Geldbörse (Handy-Wallet) und als physische Zah-
lungskarte.

• • Der digitale Euro sollte eine bargeldähnliche Pri-
vatsphäre bieten, sowohl für Offline- als auch für 
Online-Transaktionen mit geringem Geldbetrag.

• • Der digitale Euro muss hohe Sicherheit gegen On-
linebetrug bieten.

Zusammenfassung
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Inhalt des Entwurfs

Die Europäische Kommission hat am 26. Juni 2023 
zwei Verordnungsvorschläge veröffentlicht, die sich mit 
dem Euro als gesetzliches Zahlungsmittel beschäfti-
gen:

• • Vorschlag für eine Verordnung des europäischen Par-
laments und des Rates zur Einführung des digitalen 
Euro (COM (2023) 369 final)

• • Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Euro-Banknoten und 
Euro-Münzen als gesetzliches Zahlungsmittel (COM 
(2023) 364 final)

Beide Vorschläge zusammen verfolgen das zentrale 
Ziel der faktischen und rechtlichen Gleichstellung von 
digitalem Euro und Euro-Bargeld als gesetzliche Zah-
lungsmittel. Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass mit 
dem digitalen Euro in Form eines gesetzlichen Zah-
lungsmittels eine weitgehend kostenlose und sichere 
Zahlungsalternative zu Zahlungskarten (vor allem 
Kreditkarten) und Kryptoassets eingeführt werden soll, 
da bei von privaten Unternehmen emittierten Zahlungs-
mitteln Konsument:innen einseitig festgelegte Bedin-
gungen und (hohe) Kosten auferlegt werden können. 

Der digitale Euro hat das Potential, den europäischen 
Zahlungsverkehrsraum zu stärken. Dennoch bestehen 
Bedenken, dass der digitale Euro das Euro-Bargeld 
beeinträchtigt oder faktisch entwerten könnte. Un-
tersuchungen zur Nutzung von Zahlungsmitteln der 
ÖNB zeigen, dass Bargeld in Österreich die eindeutig 
bevorzugte Zahlungsmethode darstellt. Der Anspruch 
der Regulierung, dass der digitale Euro das Euro-Bar-
geld lediglich ergänzen, aber nicht ersetzen soll, ist zu 
unterstreichen.

Der digitale Euro soll universell einsetzbar sein und 
eine breite Anwendung finden, was einerseits durch 
die – den Kreditinstituten auferlegte – Verpflichtung, 
natürlichen Personen grundlegende Zahlungsdienste 
im Zusammenhang mit dem digitalen Euro kostenfrei 
anzubieten, und andererseits durch eine weitgehende 
Annahmepflicht gewährleistet werden soll. Hinsichtlich 
der Annahmepflicht enthalten beide Verordnungsvor-
schläge jedoch zu weitgehende Ausnahmeregelungen, 

die zum einen die breite Nutzung des digitalen Euros 
konterkarieren können. Zum anderen besteht die 
Gefahr, dass das fehlende Verbot von Ex-ante-Aus-
schlüssen von Euro-Bargeld in der Praxis dazu führen 
wird, dass sich immer mehr Unternehmen einseitig, z.B. 
durch ein Schild an der Eingangstür, der Annahme von 
Bargeld entziehen.

Es soll eigene Zahlungskonten für den Zugang zum 
digitalen Euro geben. Zusätzlich soll die Speicherung 
digitaler Euros auch offline in einem Gerät (eine Karte 
oder ein anderes externes Medium) möglich sein. 
Das ist begrüßenswert und bedeutet, dass Zahlungs-
vorgänge offline und online getätigt werden können. 
Zentral aus AK-Sicht ist, dass bei Offline-Zahlungen die 
Privatsphäre in gleicher Weise wie bei Bargeldzahlun-
gen geschützt werden soll, weil diese anonym durch-
geführt werden können. Auch wenn die Regelungen 
insbesondere in technischer Hinsicht viele Fragen offen 
lassen, sind die Ziele des Schutzes der Privatsphäre 
und des Datenschutzes zu begrüßen und es sollten 
weitere Anstrengungen unternommen werden, um den 
Datenschutz auch im Bereich des Online-Zahlungsver-
kehrs zu stärken.

Für die notwendige finanzielle und digitale Inklusion 
sind eigene Regelungen vorgesehen, etwa, dass 
Personen, die keine Kund:innen von Kreditinstituten 
sind, grundlegende Dienste im Zusammenhang mit 
dem digitalen Euro durch Behörden oder Postämter 
angeboten werden. Diese öffentlichen Stellen sollen 
den Zugang und Unterstützung für Personen bereit-
stellen, die kein Konto für den digitalen Euro bei einer 
Bank eröffnen möchten. Menschen mit Behinderungen, 
Einschränkungen und geringen digitalen Fähigkeiten 
sollen besondere Hilfestellungen erhalten.

Zu den wesentlichen Bestimmungen des geplanten 
Entwurfs – Annahmepflicht und Bargeldversorgung

Die AK begrüßt, dass dem digitalen Euro neben Bargeld 
der Status als gesetzliches Zahlungsmittel eingeräumt 
werden soll, woraus sich eine grundsätzliche An-
nahmepflicht ergibt. Wichtig ist die Ausnahme von der 
Annahmepflicht für natürliche Personen, die nicht im 
Rahmen einer gewerblichen Tätigkeit handeln. Dadurch 
wird Wahlfreiheit bei der Annahme des digitalen Euros 
sichergestellt.

Die Position der AK
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Essenziell ist zudem – und das zeigen die bisherigen 
Erfahrungen in der Praxis mit Bargeldablehnungen –, 
dass sich Zahlungsempfänger nicht per Aushang oder 
AGB von der Annahmepflicht befreien können. Die AK 
ist zuletzt im Sommer 2023 mit einem Abmahnverfah-
ren gegen ein großes Handelsunternehmen vorgegan-
gen, weil in einigen Filialen mit einem Schild informiert 
wurde, dass nur mehr Kartenzahlungen möglich seien. 
Diese zentrale Schutzbestimmung hinsichtlich eines 
einseitigen Ausschlusses fehlt leider im Entwurf der 
Bargeld-Verordnung, in der die Mitgliedstaaten ledig-
lich bei festgestellten Mängeln der Annahmepflicht 
im Nachhinein Maßnahmen erlassen können. Dieses 
Manko in der grundsätzlichen Gleichbehandlung von 
digitalem Euro und Euro-Bargeld als gesetzliches 
Zahlungsmittel gehört beseitigt, indem ein ausdrück-
liches Verbot von Ex-ante-Ausschlüssen auch für Eu-
ro-Bargeld eingeführt wird und die Beweislast für eine 
Vereinbarung beim Zahlungsempfänger liegt. Ausnah-
men kann es etwa geben, wenn nach der Natur des 
Vertragsverhältnisses Barzahlung nicht verkehrsüblich 
ist, etwa bei wiederkehrenden Zahlungen im Rahmen 
eines Vertragsverhältnisses (bspw. Versicherungs- 
oder Telekomverträge) oder beim Onlinekauf.

Die in Art. 7 und 8 vorgesehenen Überwachungsmaß-
nahmen der Mitgliedstaaten hinsichtlich Annahme von 
und Zugang zu Bargeld sind kein adäquater Schutz, 
weil erst nach Auftreten von gravierenden Missstän-
den ein Einschreiten vorgesehen ist. 

Viel zu wenig Beachtung findet im Entwurf die Tatsa-
che, dass Kreditinstitute Bargeldtransaktionen, wie 
Ein- und Auszahlungen auf Konten sowie Bargeldbe-
hebungen stark verteuert haben, wie der AK-Banken-
monitor seit vielen Jahren belegt. Diese Praktiken, die 
mit erheblichen Kosten (Spesen) für Konsument:innen 
einhergehen, beeinträchtigen die faktische Nutzung 
von Bargeld zunehmend und benachteiligen zudem 
ältere und vulnerable Kund:innen. Es sollte daher ange-
dacht werden, kontoführenden Zahlungsdienstleistern 
Preisobergrenzen zum Schutz der Bargeldnutzung 
vorzuschreiben. 

Grundsätzlich zu begrüßen ist das Bekenntnis, dass 
der Zugang zu Bargeld zu angemessenen Bedingun-
gen erfolgen soll, zum Beispiel was die Distanz zu 
Geldausgabeautomaten anbelangt. Die AK tritt dafür 
ein, dass Kreditinstitute ihrer Bargeldversorgungsfunk-
tion nachkommen und weiterhin Geldausgabeauto-
maten auch in ländlichen Regionen unterhalten. Die 
Bargeld-Verordnung sollte den konkreten rechtlichen 
Rahmen festlegen sowie Vorgaben und Kriterien 
vorsehen, anhand derer die Bargeldversorgung in den 
Mitgliedstaaten gesichert werden kann. 

Sehr problematisch wird die Ausnahme des Art. 9 lit 
a gesehen, wonach Unternehmen mit weniger als 10 
Mitarbeiter:innen oder 2 Mio Euro Jahresumsatz von 
der Verpflichtung zur Annahme des digitalen Euros 
ausgenommen sein sollen, außer wenn andere digitale 
Zahlungsmittel angenommen werden. Da in Österreich 
sehr viele Unternehmen eine der beiden Grenzen un-
terschreiten und nicht nachvollziehbar ist, warum die 
Annahme des digitalen Euros laut EWG 17 unzumutbar 
sein soll, spricht sich die AK für den ersatzlosen Entfall 
dieser Ausnahme aus.

Die Ausnahmen in Art. 9 lit. b, wonach Zahlungs-
empfänger:innen die Annahme des digitalen Euros 
in gutem Glauben aufgrund konkreter Umstände, die 
sich ihrem Einfluss entziehen, vorübergehend und 
gerechtfertigt sind und dem Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit entsprechen, ablehnen können, sind zu 
weit gefasst und könnten daher von Zahlungsempfän-
ger:innen missbraucht werden. Die Aufsichtsbehörden 
sollten die Aufgabe bekommen, genau zu überprüfen, 
ob Unternehmen hinreichende strukturelle Vorkeh-
rungen zur Erfüllung der Annahmepflicht getroffen 
haben. Kritisch wird auch die zu unbestimmte Mög-
lichkeit in Art. 11 gesehen, dass die Kommission durch 
delegierte Rechtsakte weitere Ausnahmen währungs-
rechtlicher Art erlassen kann. Denn diese a priori-An-
kündigung von weiteren Ausschlüssen schafft keine 
Rechtssicherheit, sondern untergräbt die Werthaltig-
keit des digitalen Euros. Außerdem ist offen, warum 
diese Ausnahmen nicht dem europäischen Gesetzge-
ber vorbehalten bleiben.

Bereitstellung des digitalen Euros und Kosten

Die AK begrüßt, dass Kreditinstitute, die Zahlungskon-
ten anbieten, auch bestimmte definierte Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit dem digitalen Euro anbie-
ten müssen. Es ist auch angemessen, dass Kreditinsti-
tuten hinsichtlich der grundlegenden Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit dem digitalen Euro, geregelt 
in Anhang II, eine Kontrahierungspflicht analog dem in 
der Zahlungskonten-Richtline geregelten Basiskonto 
auferlegt wird und mit der Kostenfreiheit für diese 
Dienste sogar über die Zahlungskonten-Richtlinie hi-
nausgegangen wird. Ergänzt werden die Bestimmun-
gen durch einen „Kostendeckel“ bei den Gebühren, die 
Zahlungsdienstleister von Händlern verlangen dürfen.

Zu begrüßen ist weiters, dass die EZB nach Art. 28 
eigene Front-End-Dienste entwickeln soll und dass 
Konsument:innen die Wahl haben, ob sie den digitalen 
Euro über die App eines Zahlungsdienstleisters oder 
über die öffentliche App der EZB nutzen wollen. 

Nicht nur Kreditinstitute, sondern auch – von den 
Mitgliedstaaten festzulegende – Behörden oder Po-
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stämter sollen nach Art. 14 Abs 3 und 4 grundlegende 
Zahlungsdienste im Zusammenhang mit dem digita-
len Euro erbringen. Es geht dabei um die Förderung 
der Inklusion von Personen, die über kein klassisches 
Zahlungskonto verfügen oder kein solches Konto füh-
ren wollen. Außerdem soll Menschen mit Behinderun-
gen, funktionalen Einschränkungen oder begrenzten 
digitalen Fähigkeiten Unterstützung bei der digitalen 
Inklusion geboten werden. Eine derartige Regelung ist 
Neuland, unerprobt und zudem einigermaßen unbe-
stimmt formuliert. Es geht etwa nicht klar genug her-
vor, welche Personen mit eingeschränkten digitalen 
Fähigkeiten konkret gemeint sind. Laut einer aktuellen 
Erhebung der Statistik Austria haben in Österreich nur 
63% der Bevölkerung digitale Grundkenntnisse, EU-
weit sind es nur 54%, was bedeutet, dass annähernd 
die Hälfte der Bevölkerung umfasst sein könnte. Dass 
Unterstützungsangebote sinnvoll sind, ist aber evident 
und die grundsätzlich niedrigschwellige Konzeption 
dieses Angebots ist sehr sinnvoll. 

Zahlungsdienstleister sollen ermächtigt werden, 
verschiedene kostenpflichtige „Dienstepakete“ anzu-
bieten, die als Produktkombinationen eines Zahlungs-
kontos für den digitalen Euro und für herkömmliche 
Zahlungskonten zu verstehen sind (Erwägungsgrund 
40). Die daraus entstehende Produktkomplexität ist 
grundsätzlich kritisch zu betrachten, weil Tying- und/
oder Bundling-Effekte zu erwarten sind, die den 
Konsument:innen zum Nachteil gereichen können. 
Überspitzt formuliert könnten Anbieter solche „Diens-
tepakete“ kreieren, um die Preisangemessenheit 
intransparent zu gestalten bzw. die Beurteilung zu 
erschweren. Unklar bliebe demnach, welcher Preis 
für welche Leistung verrechnet wird. Dieses Problem 
entsteht etwa bei Kreditkarten, und/oder bei Versiche-
rungen für Unfall, Reise, Tod etc., die in herkömmlichen 
Zahlungskonten inkludiert sind.

Es erscheint auch nicht klar geregelt, welche Be-
stimmungen des Art. 13 auch auf die grundlegenden 
Dienste anzuwenden sind. Etwa Abs. 3, der festlegt, 
dass Zahlungsdienstleister Aufladungs- und Auszah-
lungsfunktionen zu jedem Zeitpunkt und fortlaufend 
zur Verfügung stellen müssen. Um die Einsatzfähig-
keit als Zahlungsmittel zu gewährleisten, sollte es 
keine eingeschränkten Servicezeiten für die grund-
legenden Dienste geben dürfen. Das gleiche gilt für 
die Waterfall-Funktionen. Diese werden in Anhang 
II nicht genannt, obwohl Erwägungsgrund 40 dies-
bezügliche Kostenfreiheit erwähnt. Hinsichtlich der 
Waterfall-Funktion und der Reverse-Waterfall-Funktion 
ist grundsätzlich zu bemängeln, dass beide Mechanis-
men de facto Neuland sind und weder in rechtlicher 
noch in praktischer Hinsicht final entwickelt sind.

Die deutsche Version des Anhang II enthält in lit e im 
Übrigen – anders als die englische Version – nicht die 
Bestimmung, dass auch Zahlungen von Regierungen 
an Personen Teil der grundlegenden Dienste sein sol-
len. Es sind nur Zahlungen von Personen an Regierun-
gen angeführt. 

Um zu verhindern, dass Kreditinstitute das verpflicht-
ende Angebot von Digitalen-Euro-Diensten „verste-
cken“, ist es notwendig, dass konkrete Informations-
pflichten in die Verordnung aufgenommen werden. 
Eine Erhebung der AK inklusive Mystery-Shopping in 
Bankfilialen und auf Banken-Websites im Jahr 2023 
hat nämlich ergeben, dass Informationen zum Basis-
konto und angemessene Beratung teilweise nicht zur 
Verfügung gestellt werden, obwohl das österreichi-
sche Verbraucherzahlungskonto-Gesetz eindeutige In-
formationspflichten und für besonders schutzwürdige 
Konsument:innen Manuduktionspflichten vorsieht. 
Aus diesem Grund sollten die Aufsichtsbehörden be-
fugt sein, die Einhaltung der diesbezüglichen Verpflich-
tungen der Kreditinstitute genau zu überprüfen, auch 
durch Mystery-Shopping, und abschreckende Sanktio-
nen verhängen können. 

Nutzung des digitalen Euros als Wertaufbewah-
rungsmittel 

Auffallend ist, dass die Nutzung des digitalen Euros 
rechtlichen und faktischen Einschränkungen unter-
liegen soll. So wird festgelegt, dass der digitale Euro 
in seiner „Wertaufbewahrungsfunktion“ beschränkt 
werden soll, um (ausschließlich) als Zahlungsmittel 
zu fungieren, und die Europäische Zentralbank wird 
ermächtigt, Haltelimits einzuführen. Diese Einschrän-
kung besteht beim Euro-Bargeld nicht, denn Geld hat 
generell (auch) eine Wertaufbewahrungsfunktion. Da-
her ist es aus AK-Sicht essenziell, dass die Nutzbarkeit 
und Akzeptanz als gesetzliches Zahlungsmittel durch 
diese Beschränkungen in Art. 16 nicht eingeschränkt 
werden. Für den Fall, dass eine Verknüpfung mit 
einem bestehenden Girokonto genutzt wird, sollte dies 
für Online-Zahlungen unter Verwendung der Water-
fall-Funktionen gegeben sein. Für Konsument:innen, 
die ihr Digitales-Euro-Konto nicht mit einem Girokonto 
verknüpfen, würde durch ein zu niedrig angesetztes 
Haltelimit die Nutzbarkeit des digitalen Euros einge-
schränkt werden. Das gleiche gilt für Offline-Zahlun-
gen. Daher regt die AK an, die Notwendigkeit von Hal-
telimits kritisch zu überprüfen. Die Haltelimits sollten 
sich am Konsument:inneninteresse ausrichten.

Verhütung und Aufdeckung von Betrug

Grundsätzlich ist es notwendig und zu begrüßen, 
dass starke Mechanismen zur Betrugsprävention und 
zur Aufdeckung von Betrugsfällen installiert werden, 



Digitaler Euro und Euro-Bargeld aus konsumentenpolitischer Sicht 6

wiewohl die Regelung reichlich unbestimmt bleibt. Um 
Fehlanreize auf Seiten der Zahlungsdienstleister zu 
vermeiden, der den Anreiz, in eigene Sicherheitssys-
teme zu investieren, verringert, sollten die Aufsichtsbe-
hörden dafür sorgen, dass dieser Anreiz erhalten bleibt, 
indem sie strenge Sanktionen verhängen, wenn der 
Betrugsbekämpfung bei Zahlungsdienstleistern nicht 
genügend Aufmerksamkeit geschenkt wird. Beschwer-
defälle aus der AK-Konsument:innenberatung deuten 
darauf hin, dass Kreditinstitute nicht alle einschlägigen 
Vorschriften der Zahlungsdienste-Richtlinie und der 
entsprechenden Verordnungen, etwa im Bereich der 
Transaktionsüberwachung, einhalten. Im Übrigen geht 
die AK davon aus, dass alle Anforderungen der Pay-
ment Services Regulation auch auf den digitalen Euro 
Anwendung finden.

Datenschutz und Privatsphäre

Bargeld ist das einzige Zahlungsmittel, das bislang 
anonym eingesetzt werden kann. Elektronische 
Bezahlverfahren ermöglichen tiefe Einblicke in den 
Alltag und die Persönlichkeit von Konsument:innen. 
Der digitale Euro bietet die Chance auf mehr Privatheit 
im Zahlungsverkehr. Bei anonymen Zahlungen sollen 
lediglich Daten zum „Einzahlen und Auszahlen“ ana-
log einer Abhebung von Bargeld am Geldautomaten 
verarbeitet werden. Bei Online-Zahlungen sieht der 
Vorschlag keine Begrenzung der Zwecke für die Verar-
beitung personenbezogener Daten vor – ähnlich wie 
es bei üblichen digitalen Zahlungsverfahren der Fall ist. 
Das Teilen von Daten für kommerzielle Zwecke wäre 
damit erlaubt. Dadurch wird ein Kernanliegen der Idee 
des digitalen Euro, nämlich Konsument:innen besser 
gegen kommerzielle Datenverarbeitung zu schützen, 
verfehlt. Die AK schlägt vor, dass auch bei Onlinezah-
lungen – innerhalb festzulegender Betragsgrenzen – 
ein höheres Privatsphäre-Niveau ermöglicht wird. Dem 
Vorschlag des Europäischen Datenschutzausschus-
ses folgend, sollten Online-Zahlungen unterhalb dieser 
Grenzen vor Nachverfolgung geschützt werden.
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